Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 1578 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über den Verkehr mit Fisdien und Fisch- 
waren (Fisdigesetz) 

- Drudcsadien 213, 1306, 1406 - 


Berichterstatter: 
Senator Dr. Weber 


Antrag des Ausschusses: 


Das vom Deutschen Bundestag in seiner 79. Sitzung am 4. Mai 1955 
beschlossene Gesetz über den Verkehr mit Fischen und Fischwaren 
(Fischgesetz) — Drucksachen 213, 1306 — wird nach Maßgabe der 
in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 7. Juli 1955 


Der Vermittlungsaussdiuß 

Zinn Dr. Weber 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäta-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telcsfon 3651 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über den Verkehr mit Fischen und Fischwaren 

(Fischgesetz) 


1. § 2 

a) § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Um eine geordnete und gleich- 
mäßige Versorgung der Bevölkerung 
sicherzustellen, können zwischen den 
Unternehmen der Fischerei und ihren 
Abnehmern rechtzeitig unter Berück- 
sichtigung des Versorgungsplanes Ver- 
einbarungen über die Lieferung und 
Abnahme für eine Fangperiode getrof- 
fen werden. Rechtsvorschriften gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen werden 
hiervon nicht berührt. ‘‘ 

b) In § 2 wird folgender neuer Abs. 3 
eingefügt: 

„(3) Betriebe der Fiodisee- und Gro- 
ßen Heringsfischerei, die beabsichtigen, 
den Fang eines Fischereifahrzeuges an 
einem deutschen Seefischmarkt zu ver- 
äußern, sind verpflichtet, mindestens 
48 Stunden vor dem voraussichtlidien 
Ankunftstermin des Fahrzeuges in der 
an den Seefischmärkten üblichen Weise 
den Fang nach Art und Menge be- 
kanntzugeben. ‘‘ 

c) Der bisherige § 2 Abs. 3 wird § 2 
Abs. 4. 

2. § 5 

a) In § 5 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort 
„vier'" ersetzt durch das Wort „zwei“. 

b) In § 5 Abs. 1 Nr. 4 wird das Wort 
„secäis“ ersetzt durch das Wort „vier“. 

c) In § 5 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte 
„zwei Vertretern“ ersetzt durch die 
Worte „einem Vertreter“. 

d) § 5 Abs. 2 wird gestrichen. 


e) Die bisherigen Absätze 3 und 4 wer- 
den Absätze 2 und 3. 

3. § 6 

In § 6 Abs. 5 Satz 1 werden die Worte 
„der Küstenländer“ gestrichen. 

4 . § 9 

a) In § 9 Abs. 1 wird das Wort „Fisch- 
wirtschaft“ ersetzt durch das Wort 
„Fischerei“. 

b) In § 9 Abs. 1 werden die Worte „über 
die Qualitätsüberwadiung“ ersetzt 
durch die Worte „über die Mindest- 
anforderungen an die Güte von Fischen 
und Fischv/aren, die für den mensch- 
lichen Genuß in den Verkehr gebracht 
werden“. 

5 . § 11 

§ 11 wird wie folgt gefaßt: 

4 11 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 723). 

(2) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden können bestimmen, daß 
auch andere Stellen, die von ihnen mit der 
Durchführung dieses Gesetzes und der da- 
zu ergehenden Durchführungsbestimmun- 
gen beauftragt werden, auskunftsberech- 
tigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht sind. Dies gilt nicht für 
einen Marktverband (§ 7). 
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(3) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 mit Ausnahme des § 4 
Abs. 2 und des § 6.“ 


6. Vor § 13 

Die Überschrift des „Dritten Abschnitts" 
wird wie folgt gefaßt: „Bußgeld- und 
Schlußbestimmungen". 


7. § 13 

§ 13 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 
„2. die Meldepflicht nach § 2 Abs. 3 und 
§ 10 verletzt,". 

8. § 15 

§ 15 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die §§ 1 bis 7 dieses Gesetzes treten 
am Tage nach seiner Verkündung, die 
übrigen Vorschriften am 1, Oktober 1955 
in Kraft." 
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